
1558 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

22. 4. 1975 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1975, 'I 

mit dem die Bundesforste-Dienstordnung ge­
ändert wird (7. Novelle zur Bundesforste­

Dienstordnung) 

Der Nationalrat hat heschloss'en: 

gung der Fachprüf.ung, und Bedienstete des 
Fachdienstes, die mit besonder,s verantwor­
tungsvollen Aufga:ben betuut werden, nach 
Ablegung einer die Kenntnisse für den Dienst 
erweisenden Fachprüfung, sof.ern di,ese ß.e­
diensteten eine Mindestdienstzeit von 15 Jah­
ren aufweisen, in die Verwendungsstufe C 3." 

Artikel I 

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGB1.1 3. § 25 J\lbs. 3 erhält folgende Fas~ung: 
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes- I ,,(3) Die Anzahl der Punkte ist wie folgt z,u 
&esetz BGBl. NI". 394/1974, wird wie folgt ge- ermitteln: 
ändert: 

1. § 19 Albs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Wird ein Bediensteter aus der Verwen­
dung~gruppe B in die Verwendungsgruppe A 
überstellt, so gebührt ihm die Geha:ltsstufe, die 
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für 
die Erreichung s'erner bisherigen Gehaltsstüfe not­
wendig ,ist, in dem vier Jahre übersteigenden 
Ausmaß als B,ediensteter der Verwendungs­
gr,uppe A :wrückgelegt hätte. An die Stel,le des 
Zeitraumes von vi'er Jahren tritt ein solcher von 
sedts Jahren, wenn der Bedienst;ete nicht die Voll­
endung einer Hochschulbildung im Sinne der 
allgemeinen Anstellungs,erfordernisse für Bundes­
beamte der Verwendungsgruppe A aufweist. Ein 
Bediensteter, der die Vollendung einer Hoch­
schuLbildung ~m Sinne der a:lL&emeinen Anstel-, 
lung'serfordernisse für Bundesbeamte der Ver­
wendungsgruppe A nachweist und der bereits 

, nach Abs. 2 in die Verwendungsgruppe B über­
stellt wurde, ist, wenn es für ihn günsti&er ist, bei 
seiner Überstellung von der Verwendungs­
gr,uppe B ,in die V:erw,endungsgruppe A abwei­
chend vom ersten Satz so zu behandeln, als ob 
er in der Verwendungsgruppe D oder C geblie­
ben und erst im Zeitpunkt der nunmehrigen 
Überstellung unmittelb .. r in die Verwendungs­
gruppe A überstellt worden wäre." 

2. § 22 Abs. 3 lit. c Z. 3 erhält folgende Fas­
sung: 

,,3. Bedienstete, die mit, den Aufg .. ben emes 
Kanzleiför.sters betraut werden, nach Able-

1. a) für je 1000 fm operatsmäßigen Hiebs­
satzes ein Punkt, wobei der Anteil an 
Vornutzung, Laubholz-Endnutzung und 
Servitutsholz mit dem Faktor 1,33 zu 
vervielfachen ist; 

b) für je 1000 ha 
aa) Wi'rcsch .. ftswaldes ein Punkt, 

bb) Schutz- oder BannwQIldes und pro­
duktiver NebengründeO,5 Punkte, 

cc) unproduktiver Nebengründe 
0,05 Punkte. 

2. Die Summe der gemäß Z. 1 lit. b ermittelten 
Punkte ist 

a) bei guter Arrondiemng mit dem Fak-
tor 1, , 

b) bei mittclmäßig,er Anondierung mit dem 
Faktor 1,25, 

c) bei schLechter ArrondieliUng mit dem 
Faktor 1,50 und 

d) bei extrem schl'echter Arrondier,ung mit 
dem Faktor 1,75 zu verv,ielfach,en. 

3. Die sich gemäß Z. 1 und 2 ergehende Punkte­
anzahl ist um einen Punkt zu erhöhen, wenn 
mit dem betreffenden Dienstposten die Füh­
rung ,eines Nebenbetr,iebes Vlerbunden ist und 
die daraus sich ergebende Belastung zumin­
dest mit der Belastung bei einem operats­
mäßigen Hiebssatz von 1000 fm zu verglei-
chen ist. . 

4. Die sich gemäß Z. 1 his 3 ergebende Punkte­
summe ist ab 0,50 Punkten aufzurund'en, 
a,nsonsten a.bzurunden." ' 
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4. Die Abs. 6 und 7 des § 25 erhalten folgende 
Fassung: 

,,(6) Der Zuschlag beträgt 

1. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3 
für jeden vollen p.unkt 27 S, wenn jedoch 
die Punkte anzahl mehr als 26 beträgt, für 
jeden vollen Punkt, mit dem die Zahl 26 
überschritten wird, abweichend vom erstge­
nannten Betrag 54 S; 

2. für Reviel1förster 

a) für 3 PunktJe 185 S, 

b) für 4 Punkte 246 S, 

c) für 5 P,unkre 308 Sund 

d) für j,eden weiteren Punkt 153 S zusätz­
lich. 

(7) Ein Zuschlag zlur Vel"wendungszulage ge­
bührt ferner 

1. Fachrefer,enten der Verwend'Ungsstufe A 3, 
,auf düe als zugeteilte Forstw,irte § 12 Abs. 1 
anzuwenden ist, inder gemäß Abs. 6 Z. 1 
für" Le~ter von F1o.rstverwaltungen mit 
14 Punkten gebühr,enden Höhe; 

2. Bediensveten des gehobenen Fo.rstdienstes mit 
abgelegter StaatspI1üfung für den Förster­
.dienst, die nicht Rev,ierförster sind, auf die 
aber § 12 Abs. 1 anzuwe-nden ist, in der im 
Abs. 6 Z. 2 Lit. a angeführten Höhe." 

5. Dem § 29 wird angefügt: 

,,( 4) Der Bedienstete ist verpflichtet, für die 
Möglichkeit· vorzusorgen, daßcLie ihm gebüh­
renden Gel.dleistungen unbar ;!Juf ein Konto über­
wiesen werden können. Die überweisung hat so 
zu erfolg,en, daß der Monatsbezug und die Son­
derzah1ungen spätestens an den in den Abs. 1 und 
2 angeführten Auszahlungstagen zur Verfügung 
stehen." 

6. § 31 erhält folgende Fassung: 

"Nebengebühren 

§ 31. Für die Nebengebühren gelten die ein­
schlägngen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Bundesbeamten unter Berücksichtigung der ein­
schlägigen Bestimmungen der Bundesforste­
Dienstordnung sowie der besonderen Betriebs­
bedürfnisse der österreichischen Bundesforste 
sinngemäß." 

7. In der Anlage B erhält Z. 3 'Lit. b folgende 
Fassung: 

"b) wenn sie in sonstigen Verwendungen 
tätig sind, je naCh Art ihrer V,erwendung 
in den Verwendungsstulien B 3 oder B 2 
ab dem Zeitpunkt des Anf.alles· der Ge-

hahsstufe 11 und in der Verwendungs­
stuf.e B 4 ab dem Zeitpunkt des Anfal­
les der Gehaltsstufe 15 den Diensttitel 
,Sekretär des Rechnungsdienstes der 
Osterreichischen Bundesforste', ,Sekretär 
des technischen Dienstes der österreichi­
schen Bundesforste' oder ,Sekretär des 
Verw,aluungsdienstes der österreichischen 
Bundesforste', in .der Verwendungsstufe 
B 2 ab dem Zeitpunkt des AnfaJI.es der 
Gehaltsstrofe 14 den Diensttitel ,Amtsrat 
der Osterreichischen Bundesfiorst'e', in der 
V,erwendungsstufe B 2 ab dem Zeitpunkt 
des Anfa:lles der Gehaltsstufe 17 den 
Diensttitel ,Amtsdi,rektor der österreichi­
schen Bundesfotste' und in der Verwen­
dungsstufe B 1 den Dienstti,tel ,Rech­
nungsdLrektor der Osterneichischeh Bun­
desforste' zu führen." 

8. In der An!Lage B erhält Z. 4 fo.Igende Fas­
,sung: 

,,4. Bedienstete im Fachdienst sind berechtigt, ab 
dem Zeitpunkt des AnfaIIes der Gehalts­
stufe 8 Iden DienSitoitel ,Kontro.I1or der 
österreichisehen Bundesforste', ab dem Zeit­
punkt des Anfalles der Gehaltsstufe 12 oder 
ab der übersteI1ung in die Verwendungs­
soufe C 3 den Diensttitel ,Obel'kontl1ollor 
der Osterreichisehen Bundesfor,ste', in den 
Vel'w,endungsstufen C 3 oder C 2 ab dem 
Zeitpunkt des Anfa!l1es der Gehaltsstufe 16 
oder ab der überstellung in die Vel'wen­
dungsstuf,e C 1 den Diensttitel ,Fachinspektor 
der östenreichisch'en B'Undesforste' und. in 
den Verwendungsstufen C 2 und C 1 ab dem 
Zeitpunkt des Anfalles der Gehaltsstufe .19 
den Diensotitel ,F,aehoberinspektor der 
Osterreich,ischen Bundesfo.rste' zu führen." 

Artikel 11 

(1) Ergibt siCh bei der sinngemäßen Anwen­
dung des Art. I Z. 1 eine günstigere bezu~srecht­
liehe StJelllung a.ls d~e, in ,der sich der Bedienstete 
am Tag \'1or dem Inkrafttreten dieser Bestim­
mung befand, so ist ihm diese Stellung zuzuer­
kennen. 

(2) Die günsti,gefle bezugsr.eeht1iche Stellung ist. 
dem Bediensteten mit 1. Jännet1975 zuzuerken­
nen, wenn der Bedienstete ,die V,eI1hesserung der 
bezupr,echtlichen SteILung (Ahs. 1) his 31. De­
zember 1975 beantragt. SteHt der Bedienstete den 
Antug später, so ist ihm ,die günstig,ere bezugs­
rechtliche SteUung mit dem auf die Einbringung 
des Antrages folgenden Monatsersten zuzuer­
kennen. 
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Artikel III 

Zum Ausgl,eich ven Härten im Verhältnis zu 
vergleichbaren Bedienstetenlaufhahnen und unter 
Berücksicht~gung der laufenden Or,ganisatiiens­
änderungen bei den österreich.üschen Bundes­
fersten kann dne Generaldir·ekitien der öster­
reich~schen Bundesferste im Einvernehmen mit 
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe­
rium für Finanzen frühestens mit Wirkung vem 
1. März 1975 

1. bei ß,ediensteten der Verw.endungsstufen A 1, 
A 2, B 1 und B 2 die Verw.endungszulage um 
·einen Ver,rück!Un~s.betrag in der Verwen­
dungsstufe des be~reff.enden Bediensteten 
erhöhen; diese Maßnahme ist in der Zula­
genstufe 1 frühestem drei Jahre ver dem 
Erreichen, der Sperrgeha·ksstufe möglich; 

2. bei ß,ediensteten der Verwendungsstufen B 3 
. <und A 3 für die Dauer der Zugehörigkeit 

zu diesen Verwendungsstufen das Gehalt 
um einen Vorrückungsbe~mg der Ver wen­
dungsgnuppe des betreffenden Bediensteten 
erhöhen; 

3. Leitern ven Ferstverwaltungen und der Bau­
und Maschinenhöfe eine Dienstzulag,e in der, 
Höhe ven 700 S gewähl"en. 

Artikel IV 

Die im Art. I Z. 4 und im Ant. III angeführ­
ten BeZ'ugsansätze gebühren für di,e Zeit ver 
dem 1. }U!li 1975 im Ausmaß ven 97'32 v. H. 

Artikel V 

(1) Es tr,eten in Kraft: 
1. Art. I Z. 1, 3, 4 <und 6 und Art. II und IV 

mit 1. Jänner 1975; 
2. Art. I Z. 2 und Art. III mit 1. März 1975; 
3. Art. I Z. 5 mit 1. Jänner 1976. 

(2) Mit der Vellziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, seweit danin nich-os anderes bestimmt wird, 
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedech, 
di'e nur den Wiflkungsbereich ,eines Bundesmini­
sters betreffen, di·eser Bundesminister betraut. 

Erlä uterungefl: 

Mit der 27. Geha:ltsgesetz-Novelle, BGBL' 
Nr. 392/1974, wurden verschiedene beseldungs­
recht1iche Maßnahmen für ,die ß.undesbeamten 
gesetzt, ven denen sich ein Teil un,mittelbar auf 
die Bediensteten der österreichiJschen Bundes­
ferste ausgew.il'kt hat, da die Bundesforste-Dienst­
erdnung in diesen Belangen bleß auf die für die 
Beamten bzw. Vertragshediensteten des Bundes 
geltenden Besoimmungen verw,eist (z. B. Haus­
ha!lllszulage, Verr'ückungsstichtag, Fahrtkestenzu­
schuß). Keine Autematik besteht bei den über­
'SteUungsbestimmungen und - dem andersarti­
gen Aufbau des Besoldungsrechtes der Bedienste­
'ten der östelireichischen Bundesforste entspre­
chend - bei besoldung6r,echtlichen Maßnahmen, 
wie sie bisher bereits im Art. VII der 19. Gehalts­
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 198/1969, im Art. XIII. 
der 20. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBL Nr. 245/ 
1970, im Art. III der 24. Gehaltsgesetz-NoveUe, 
BGBL Nr. 214/1972, iin Art. V der 26. GehaJts­
gesetz-Novelle, BGB:l. Nt'. 318/1973, und im 
Art. VI der 27. Gehalllsgesetz-Nov.elle, BGBL 
Nr. 392/1974, zum ArusgIe1ch von Härten gegen­
über Laufbahnen vergleichbarer Bediensteter vor­
g,esehen wurden. Will man auf diesen Gebieten 
eine Gleichbehandlung mit den Bundesbeamten 
erzieLen, ist hiefür eine Änderung der Bundes­
ferste-DienstOirdnung .erfonderlich, wie sie durch 
den vOrlliegenden Entwurf einer 7. Novelle erf.el­
gen seIl. 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird be­
merkt: 

Zu Art. I Z. 1 und Art. II: 

Der Verfassungsgerichnshof hat die Bestimmun­
gen des § 35 Abs. 3 des Gehalllsgesetzes 1956 mit 
Erkenntnis vom 16. Oktober 1973, Z1. G 16/ 
73-8, aufgehoben (siehe Kundmachung des Bun­
deskanzlers, BGBL Nr. 608f1973). Die Aufhe­
bung ist auf Grund dieses Erkenntni·sses mit 
30. September. 1974 dn KnaIt getretJen. 

Mit Art. I Z. 7 der 27. Gehaltsgesetz-Novelle 
erfolgte mit W~,rkung vom 1. Oktober 1974 eine 
Neuregelung dieser Bestimmung, die den im Er­
kenntnis angeführten Argumenten Rechnung 
trägt. Damit sich diese Neurege1ung auch auf jene 
FäHe auswirkt, di;e bereits in die Verwendungs­
gruppe A überstellt wurden und die auf Grund 
der neuen Bestimmungen eine günstigere dienst­
und besoJ.dungsrechdiche SteHungerreicht hätten, 
als sie tatsächlich et11aIlJgt haben, wurden durch 
die 27. Gehaltsgesetz~Novelle im Art. IIJ über­
gangsbestimmungen geschafFen, die auch diesen 
Bedi'ensteten eine "entsprechende BessersteLlung 
bringen. 

Dem entsprechen in der Bundesforste-Dienst­
ordnung die im Art. I Z. 1 vorgesehene Ände­
rung des § 19 Abs. 3 und die übergangsbestim~ 
mung des Art. 11. . . 
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Zu Art. I Z; 2: 

Nach der bisherigen Regelung war für Bedien­
stete in der Generaldirektion für den Anfall der 
Verwendungszul1age der Verwen!dungsstufe C 3 
zusätzLich das Erfordernis einer mindestens zehn­
jährigen Betrauung mit besonders verantwor­
tungsvollen Aufgaben vorgesehen. Der Ausschluß 
von Bedienstleten vom B,ezug dieser Verwendungs­
zulage nur a,us dem Grund, daß er die hetref­
fenden besonders verantwortungsvollen Aufgaben 
erst seit einer kürzeren Zeit als zehn Jahren aus­
übt, erscheint nicht sinnvoll. Das betreffende Er­
fordernis wurde daher gestrichen. Außerdem 
wird diese Bestimmung nunmehr auch auf ver­
gleichbare Bedienstete außerhalb der General­
direktion angewendet. 

Zu Art. I Z. 3: 

Hier wel"den eini,ge Bemessungskriterien für 
die Ermittlung .des P,unk,tewertes für den Zu­
schla.g rur Verwell'dungszulage den seit seiner 
Einführung im Jahre 1969 geWOll<r~enen prakti­
schen Erfahrungen efiltspr,echend geändert. 

Zu Art. I Z. 4 und zu Art. III: 

Mitdies'en Besnim.mungen wird Erfordernissen 
Rechnung getragen, die sich aus der im Gang 
befindlichen ,innel'benriebJ.ichen· Organisations­
änderung und Rationa.1is:ierung ergeben. Außer­
dem wird hiezu auf die einleitenden Ausführun­
gen verW,lesen. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Maß­
nahmen: im § 25 Abs. 6 eine über den Umfang 
der Neuregelung des Al't. II hinausgehend.e An­
hebung des Punktewertes für Leiter von Forstver­
waltungen und von Bau- und Maschinenhöfen; im 
§ 25 Abs. 7 um eine E,rweiterung des bisher ange­
führten Personenkreises um zugeteilte Forstwirte 
der Verwendung.sstufe A 3, die ebenso wie die 
übrigen' im § 25 angeführten Bediensteten der 
unbeschr~nkten Af\beitsz,eitregelung des § 12 
Abs. 1 der Bundesfot1ste-Drenstordnung unter­
liegen; im Art. III um einen sogenannten "Härt,e­
ausgleich" in A,nJehnung an Maßnahmen, die für 
v,ergleichbare BlUnde!lbeamte im Zuge der letzten 
Gehaltsgesetz-Novellen erfolgt sind. 

Zu Art: I Z. 5: 

be90nders ra!sche und verwaltungsökonomische 
Bezugsa,uszahwng sicherstellen wird. Dieses Sy­
,stern s,etzt eine unJbare GehahsausZJahlung voraus. 
Es ist daher nötig, die Verpflichtung des Bedien­
steten im Gesetz zu verankern, bei einem Kre­
ditinstitut ein :K!onto zu eröffnen, auf daos seme 
Bezüge unJbar überw,iesen wenden können. 

Zu Art. I Z. 6: 

Di,e Eigenart der betrieblichen Or,ganisation der 
Österreichischen Bundesfors1'e läßt eine starre und 
unveränderte Anwendung der für die Bundes­
beam ten geltendJen N ebengebühl"envorschriften 
in ditlsem Bereich nicht immer sinnvoll erscheinen. 
Die neue Formulierung soll Rlaum dafür bieten, 
in den F~llen, in denen tlS die besonderen Be­
tritlbsbedürfni,gse der österreichischen Bundes­
forste geboten erscheinen lassen, in sinnvoller 
'Weise abweicherrcle Bestimmungen zu treffen. 

Zu Art. I Z. 7 und 8: 

Diese B,(!<5uimmungen enthalten die Neuein­
führung der Diensttitel "Amtsdirektor der 
Österreichi,schen Bundesforste", "Rechnungs­
direktor der österreich~schen Bundesforste" und 
"Famoberinspektor der öseerreichischen Bundes­
forste" in Entsprechung zu jenen ähnLich lauten­
denAmtstiteln, die im Gehaltsüberleitun~sgesetz 
für vergleichb.are Bunde!>beamte vorgesehen sind. 

Zu Art. IV: 

Dieser Artikel r,egtllt das Inkrafttreten der im 
Art. I Z. 4 und Art. III angeführten Bezugs­
ansätze entsprechend dem am 2. September 1971 
zwischen dem Verha.ndlungskomitee der Geb.iets­
körperschaften und dem Verhandlungsarusschuß 
der vier Gewerkschaften des öffendichen Dienstes 
abgeschlossenen Gehaltsabkommen. 

Zu Art. V: 

Die,ser Artikel regelt das Inkrafttreten jener 
Bestimmungen, die nicht ohnehin mit dem Tag 
in Kraft tr,eten soHen, der dem Tag der Publi­
kation d]eser Novelle im Bundesgesetzblatt folgt, 
und 'enthiilt die Vollziehungsklausel. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die Bezugsliquirdierung des Zentrallbesoldungs" Dieser Entwurf erflOI'dert im F,alle semer 
amt,es ~ird ab 1. Jänner 1976 auf ein neues Gesetzwer,dung für da.s Jahr 1975 einen Mehr­
Datenver,arbeitungssystem umgestellt, das eine I aufwand von ,etwa 5'5 MilLionen Schilling. 
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